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Finanzpolizei Wien

Geschéftsabteilung G

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seinen Richter Dr. Koéhler uUber die
Beschwerde der Finanzpolizei Wien (Team ...) gegen den Feststellungsbescheid
der Landespolizeidirektion Wien (Landeskriminalamt  — Referat 2
Wirtschaftspolizeiliche  Angelegenheiten und Vermogenssicherung) vom
05.02.2020, ZI. .., Dbetreffend vorlaufige Beschlagnahme nach dem

Glucksspielgesetz, zu Recht erkannt:

I. Geméall 8 50 VwGVG wird der Beschwerde insoweit Folge gegeben, als
Spruchpunkt I11.) des angefochtenen Bescheides ersatzlos entfallt. Im Ubrigen
wird die Beschwerde mit der MalRgabe als unbegrindet abgewiesen, dass
Spruchpunkt 1.) folgender Absatz angefuigt wird: ,Es sind nun die bezeichneten
Gerate mit den Finanzamtskontrollnummern 4 bis 6 gemé&l 855 GSpG
herauszugeben. Im Falle einer weiteren Verwaltungsibertretung gemafR einer
oder mehrerer Bestimmungen des 8 52 Abs. 1 GSpG werden die Gegenstéande,
mit denen gegen eine oder mehrere Bestimmungen des § 52 Abs. 1 GSpG
verstoRen wird, eingezogen. Das in der ungedffneten Kassenlade enthaltene
Bargeld ist zunachst zur Tilgung von allfalligen Abgabenforderungen des Bundes
und sodann von offenen Geldstrafen der A. Kft als wirtschaftliche Eigentiimerin
der gegenstandlichen Gegenstdnde zu verwenden, ein allfalliger Restbetrag ist

dieser Gesellschaft auszufolgen*.

I1. Gegen dieses Erkenntnis ist geméafl} 8 25a VwGG eine ordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.



Entscheidungsgrunde

Beschwerdegegenstand

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 05.02.2020 wurde mit Spruchpunkt 1.)
gemall 853 Abs.1 iVm 850 Abs.6 GSpG festgestellt, dass die
Voraussetzungen einer vorlaufigen Beschlagnahme hinsichtlich der am
25.01.2018, 14:15 Uhr, in Wien, B.-StralRe Automatenlokal durch Organe der
Finanzpolizei gemal 853 Abs.2 GSpG vorlaufig beschlagnahmten zwei
Gluckspielgerate und einem  technischen  Hilfsmittel (ein Ein- und
Auszahlungsgeréat) — Finanzamtskontrollnummern 4 bis 6 — samt allenfalls in der
ungedffneten Kassenlade enthaltenen Bargeldes nicht mehr vorliegen. Mit
Spruchpunkt I1.) wurde der Antrag der Abgabenbehdrde auf Erlassung eines
Feststellungsbescheides Uber die Frage des Wegfalles der Rechtswirkungen der
Beschlagnahme und einer damit verbundenen Herausgabe der bezeichneten

Gerate gemal 8 50 Abs. 5 GSpG mangels Parteistellung zuruckgewiesen.

Verfahrensgang und Feststellungen

Am 25.01.2018 fand in einem Lokal ohne Bezeichnung in Wien, B.-StralRe, wegen
des Verdachts der Durchfuhrung von llegalen Glicksspielen eine
Glucksspielkontrolle durch Organe der Finanzpolizei statt. Es wurden insgesamt
vier Glucksspielgerate und zwei dazugehorende technische Hilfsmittel

(Ein-/Auszahlungsgeréte) vorlaufig beschlagnahmt.

Mit (u.a. an die A. Kft als Inhaberin, Eigentimerin und Veranstalterin
gerichtetem) Bescheid der belangten Behdrde vom 29.03.2018, ZI. ..., wurde
hinsichtlich dieser vier Glicksspielgerdte und zwei dazugehdrenden technischen
Hilfsmittel gemall 8 53 Abs. 1 GSpG die Beschlagnahme angeordnet, weil der
Verdacht bestehe, dass mit diesen Gliucksspielgeraten und den zugehorigen
technischen Hilfsmitteln, mit welchen in das Glucksspielmonopol des Bundes
eingegriffen worden sei, fortgesetzt gegen eine oder mehrere Bestimmungen des
8§52 Abs.1 GSpG verstolRen werde. Zur Verhinderung weiterer
Verwaltungsubertretungen gemal einer oder mehrerer Bestimmungen des 8§ 52
Abs. 1 GSpG gemall 8§54 Abs.1 GSpG werde die Einziehung verfugt

(Beschlagnahme- und Einziehungsbescheid).



Mit Straferkenntnis der Landespolizeidirektion Wien vom 28.08.2018, ZI. ...,
wurden Uber C. D. (als handelsrechtlichem Geschéaftsfihrer der A. Kft) wegen
dieser vier Eingriffsgegenstande vier Strafen wegen Ubertretungen iSd § 52

Abs. 1 Z 1 1. Fall GSpG verhangt.

Mit Erkenntnis des Verwaltungsgerichts Wien vom 15.04.2019, ... wurde — nach
Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung am 12.03.2019 — (mit
Spruchpunkt I1l) der Beschwerde der A. Kft gegen den Bescheid vom
29.03.2018, ZI. ..., insoweit stattgegeben als sie sich auf die Beschlagnahme und
die Einziehung der  Gluckspielgerate ohne  Bezeichnung mit den
Finanzamtskontrollnummern ,4“ und ,,5* und das Ein-/Auszahlungsgerat ohne
Bezeichnung mit der Finanzamtskontrollnummer ,,6* bezieht. Der Bescheid wurde
hinsichtlich der Beschlagnahme und der Einziehung dieser Gerate aufgehoben.
Mit Spruchpunkt IV wurde zudem der Beschwerde der A. Kft. und des C. D.
gegen das Straferkenntnis der Landespolizeidirektion Wien vom 23.08.2018, ZI.
.., insoweit stattgegeben, als sie sich auf Ubertretungen mit den
Gluckspielgeraten mit den Finanzamtskontrollnummern ,4“ und ,5“ bezieht.
Insoweit wurde das angefochtene Straferkenntnis behoben und das

Verwaltungsstrafverfahren gemalR 8§ 45 Abs. 1 Z 1 VStG eingestellt.

Begriundend wurde hierzu jeweils im Wesentlichen ausgefiihrt, dass hinsichtlich
der Glickspielgerate ohne Bezeichnung mit den Finanzamtskontrollnummern ,4*
und ,5“ und des Ein-/Auszahlungsgerédts ohne Bezeichnung mit der
Finanzamtskontrollnummer ,,6“ nicht festgestellt werden konnte, dass mit ihnen
gegen eine oder mehrere Bestimmungen des 8 52 Abs. 1 GSpG verstolien wurde,

sodass die Einziehung dieser Gerate zu beheben war.

Die belangte Behdrde erstattete mit E-Mail vom 10.12.2019 — auch gegenuber
der nunmehr beschwerdefiihrenden Amtspartei — infolge dieses Erkenntnisses
gemal § 50 Abs. 6 GSpG die Mitteilung tber die beabsichtigte Ausfolgung dieser

Gerate.

Mit Schreiben vom 18.12.2019 ubermittelte die Amtspartei der belangten
Behorde eine Stellungnahme zur geplanten Herausgabe der gegenstandlichen
Gerate. In der Stellungnahme fiuhrte die Amtspartei aus, dass im

gegenstandlichen Fall drei andere Gerate bereits rechtskraftig eingezogen
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worden seien. Die vermeintliche Eigentimerin der Geréate, die A. Kft (gemeint
wohl: deren Organ iSd § 9 VStG) sei unter anderem auch im gegensténdlichen
Fall rechtskraftig wegen Ubertretungen des § 52 Abs. 1 GSpG bestraft worden.
AulBerdem habe diese Gesellschaft nie einen tatsachlichen Nachweis erbracht,
dass sie die Eigentumerin der gegenstédndlichen Geréte sei. Ein solcher Nachweis
wére vor Herausgabe der Gerate zu erbringen. Aus 8 55 Abs. 1 GSpG sei
abzuleiten, dass die zur Herausgabe ausgeschriebenen Geréate nicht ausgefolgt

werden durften.

Mit dieser Stellungnahme stellte die Amtspartei den Antrag, die belangte Behdrde
.,moge mittels Feststellungsbescheid mit Bedachtnahme auf durch die
Finanzverwaltung angefihrten Ausfihrungen Uber die Frage des Wegfalls der
Rechtswirkungen der Beschlagnahme und einer damit verbundenen Herausgabe

der Gerate* absprechen.

Es erging der oben dargestellte angefochtene Feststellungsbescheid vom
05.02.2020.

Dagegen richtet sich die vorliegende (form- und fristgerechte) Beschwerde des

Finanzamtes.

Die belangte Behdrde erlieR keine Beschwerdevorentscheidung und legte die

Beschwerde samt Verwaltungsakt dem Verwaltungsgericht vor.

Mit Schreiben des Verwaltungsgerichts vom 27.02.2020 erging die
Beschwerdemitteilung (8 10 VwWGVG) an die A. Kft.

Mit Schreiben vom 01.04.2020 raumte das Verwaltungsgericht — unter Darlegung
seiner  vorlaufigen Rechtsansicht zum Beschwerdevorbringen — dem
beschwerdefiihrenden Finanzamt sowie der belangten Behérde (8 18 VwGVG)

schriftliches Parteiengeh6r ein.

Mit Schreiben vom 28.04.2020 erstattete die belangte Behdrde ein Vorbringen.

Mit Schreiben vom 06.05.2020 erganzte die Amtspartei ihr

Beschwerdevorbringen.



Mit Schreiben vom 28.05.2020 raumte das Verwaltungsgericht dem
beschwerdefihrenden Finanzamt sowie der belangten Behdorde schriftliches
Parteiengehdr dahingehend ein, ob, woraus und in welcher Hohe in Anbetracht
des 8 55 Abs. 3 GSpG Abgabenforderungen des Bundes und/oder Geldstrafen
gegen den bzw. des wirtschaftlichen Eigentimers der beschlagnahmten

Gegenstande, namlich A. Kft bestehen.

Mit Schreiben vom 28.05.2020 rdumte das Verwaltungsgericht der A. Kft
Parteiengehor im Hinblick auf die Umstande des § 55 Abs. 1 und 3 GSpG ein.

Mit Stellungnahme vom 28.05.2020 ubermittelte die belangte Behoérde eine
Auflistung von rechtkraftig verhdngten Geldstrafen gegen Organe der A. Kft, far

die eine Haftung dieser Gesellschaft geméal 8 9 Abs. 7 VStG besteht.

Gegen E. D. — geboren 1960, serbischer Staatsangehoriger — wurden in seiner
Funktion als verwaltungsstrafrechtlich Verantwortlicher der A. Kft in der
Vergangenheit wiederholt rechtskraftig Geldstrafen verhangt. Es konnte in
mehreren Fallen keine Volilstreckung gegen ihn gefuhrt werden. Die A. Kft wurde
in den Verwaltungsstrafverfahren gegen E. D. jeweils gemal 8 9 Abs. 7 VStG zur
solidarischen Haftung verpflichtet. Ausstdndig sind unter anderen folgende
Strafen:
o GZ: VStV-1/2019 — SE vom 25.09.2019 gem. 8 52 Abs 1 Z 1 1. Fall GSpG
iVm 8 9 Abs 1 VStG — Rk. seit 30.10.2019
Geldstrafen incl. Verfahrenskosten: € 264.000,00
o GZ: VStV-2/2019 — SE vom 13.06.2019 gem. 8 52 Abs 1 Z 1 3. Fall GSpG
iVm 8 9 Abs 1 VStG — Rk. seit 26.07.2019
Geldstrafen incl. Verfahrenskosten: € 66.000,00
o (GZ: VStV-3/2018 — SE vom 26.04.2019 gem. 8 52 Abs 1 Z 1 1. Fall GSpG
iVm 8 9 Abs 1 VStG — Rk. seit 28.05.2019
Geldstrafen incl. Verfahrenskosten: € 88.000,00
o GZ:VStV-4/2018 — SE vom 29.04.2019 gem. 8§ 52 Abs 1 Z 5 iVm 50 Abs 4
2. Satz 1. und 4. Fall GSpG iVm 8§ 9 Abs 1 VStG — Rk. seit 30.09.2019
Geldstrafen incl. Verfahrenskosten: € 16.500,00
o GZ: VStV-5/2018 — SE vom 15.04.2019 gem. 8 52 Abs 1 Z 1 3. Fall GSpG
iVm 8 9 Abs 1 VStG — Rk. seit 25.05.2019
Geldstrafen incl. Verfahrenskosten: € 66.000,00



o (GZ: VStV-6/2018 — SE vom 28.05.2019 gem. 8 52 Abs 1 Z 1 1. Fall GSpG
iVm 8 9 Abs 1 VStG — Rk. seit 29.09.2019
Geldstrafen incl. Verfahrenskosten: € 13.200,00

o GZ:VStV-7/2018 — SE vom 09.05.2019 gem. 8§ 52 Abs 1 Z 5 iVm 50 Abs 4
2. Satz 1. und 4. Fall GSpG iVm 8§ 9 Abs 1 VStG — Rk. seit 04.06.2019
Geldstrafen incl. Verfahrenskosten: € 16.500,00

o (GZ: VStV-8/2018 — SE vom 07.01.2019 gem. 8 52 Abs 1 Z 1 1. Fall GSpG
iVm 8 9 Abs 1 VStG — Rk. seit 02.07.2019
Geldstrafen incl. Verfahrenskosten: € 66.000,00

Daneben bestehen noch weitere ca. 17 rechtskraftige, offene Geldstrafen.

Beweiswurdigung

Das Verwaltungsgericht hat Beweis erhoben durch Einsichthahme in den
vorgelegten Verwaltungsakt zum gegenstéandlichen Beschlagnahmeverfahren und
Einsichtnahme in den Beschluss vom 15.04.2019, VGW-.... Die Feststellungen
zum Ablauf von Kontrollen und Verfahren sind unstrittig. Die gegenstandliche
Beschwerde richtet sich ausschlie3lich gegen die rechtliche Beurteilung des
angefochtenen Bescheides. Die Feststellungen zu Vorstrafen und Vorverfahren
der A. Kft ergeben sich aus den Stellungnahmen und Angaben der Amtspartei
sowie der belangten Behdrde. Das Verwaltungsgericht hat keinen Zweifel an der
Richtigkeit und Vollstandigkeit der erteilten Auskiunfte. Die A. Kft ist aus einer

Vielzahl von glickspielrechtlichen Verfahren amts- und gerichtsbekannt.

Rechtliche Beurteilung

Das beschwerdefuhrende Finanzamt fuhrte aus, dass die Eigenschaften der
vorgefundenen Gerate den hinreichend substantiiert festgestellten Verdacht auf
einen Eingriff in das Glucksspielmonopol ergeben hatten, weshalb die vorlaufige
Beschlagnahme angeordnet worden sei. Dennoch habe das Verwaltungsgericht
mit dem Vorerkenntnis vom 15.04.2019 die Beschlagnahme und Einziehung der
gegenstandlichen drei Gerate aufgehoben. Der von der belangten Behdrde
umfassend begrundete Verdacht auf einen Eingriff in das Glucksspielmonopol sei
nicht einmal ansatzweise gewdirdigt worden, somit sei er auch keinesfalls
abgeschwacht oder gar géanzlich ausgeraumt worden. Das Verwaltungsgericht sei
seiner Verpflichtung, den wahren Sachverhalt festzustellen, nicht

nachgekommen, was etwa durch Anordnung der Durchfuhrung von Testspielen



unschwer maglich gewesen ware. Ungeachtet dieser Tatsache habe die belangte
Behdrde den gegenstdndlichen Bescheid, der gerade nicht schlissig oder
nachvollziehbar begrindet sei, erlassen. Die Frage, weshalb eine Herausgabe der
Eingriffsgegenstande uberhaupt beabsichtigt werde, oder wieso aufgrund von
Nichtfeststellungen keine entsprechenden Ermittlungen zur Aufklarung
offenkundig offener Fragen getroffen worden seien, bliebe unbeantwortet. Fur
eine Beschlagnahme reiche der hinreichend substantiiert festgestellte Verdacht
auf einen Eingriff in das Gliucksspielmonopol des Bundes. Aufgrund verschiedener
Wahrnehmungen sei zweifelsfrei ein solcher Verdacht vorgelegen. Durch die
Entscheidung des Verwaltungsgerichtes vom 15.04.2019 wirde dieser Verdacht
zweifelsfrei gar nicht beruhrt werden. Einen anderen Sachverhalt habe das
Verwaltungsgericht schon mangels eigener Ermittlungen gerade nicht festgestellt
oder gar schlussig nachvollziehbar begrindet. Die belangte Behérde habe im
nunmehr bekampften Feststellungsbescheid keinerlei (allenfalls selbst ermittelte)
Tatsachen oder Argumente angefuhrt, welche auch nur ansatzweise geeignet
erscheinen konnten, den zugrunde gelegten Verdacht fur eine vorlaufige
Beschlagnahme abzuschwéachen oder gar géanzlich auszuraumen. Die belangte
Behtdrde habe die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zum Wegfall der
Beschlagnahme und zu den Voraussetzungen fur eine allfallige Herausgabe von
Eingriffsgegenstanden nicht bericksichtigt (Hinweis Ra 2015/09/0103). Das
Verwaltungsgericht habe zudem mit dem Erkenntnis vom 15.04.2019 das
Straferkenntnis wegen der Veranstaltung von verbotenen Ausspielungen mit den
Eingriffsgegenstdnden mit den Nummern 1 bis 3 bestétigt. Abgesehen von
diesem nunmehr bestéatigten Straferkenntnisses seien bereits innerhalb der
letzten funf Jahre wegen einer solchen Verwaltungsubertretung, gemeint 8 52
Abs. 1 GSpG, rechtskréaftige Strafen ergangen. Mit Spruchpunkt I1.). sei eine
Zuriuckweisung mangels Parteistellung ausgesprochen worden, obwohl in 8 50
Abs. 5 GSpG die Parteistellung der Abgabenbehdrde normiert sei und 8 50 Abs. 6

GSpG eine Stellungnahmemaoglichkeit der Abgabenbehdrde vorsehen wirde.

Das beschwerdefuhrende Finanzamt fihrte erganzend und — um
Wiederholungen zu vermeiden — zusammengefasst aus, dass im Vorverfahren
nicht bestritten worden sei, dass Glucksspiele ermdglicht worden seien mit den
verfahrensgegenstandlichen Eingriffsgegenstdnden. Es sei lediglich die
Entgeltlichkeit der angebotenen Glicksspiele bestritten worden. Das

Verwaltungsgericht habe lediglich festgestellt, dass nicht festgestellt werden



kénne, welche Art von Spielen tatséchlich erméglicht worden sein. Dem Akt seien
also bislang weder Tatsachen noch Argumente zu entnehmen, welche die
offenkundig durchgefihrte Veranstaltung von Ausspielungen widerlegen wirden.
Das Verwaltungsgericht habe die Eingriffsgegenstande selbst zweifelsfrei als
Glucksspielgerate qualifiziert das Verwaltungsgericht habe weder eine
Qualifizierung der gegenstandlichen Eingriffsgegenstdnde noch der mit den
Geraten ermoglichten Spiele vorgenommen. Es sei blof3 der Beschlagnahme- und
Einziehungsbescheid teilweise aufgehoben worden, nicht hingegen die vorlaufige
Beschlagnahme. Zum Zeitpunkt der behérdlichen Anordnung der Beschlagnahme
habe zweifelsfrei der hinreichend substantiierte Verdacht bestanden. Die
belangte Behoérde habe sich im angefochtenen Feststellungsbescheid auf eine
vermeintliche Bindungswirkung berufen, welche jedoch gerade nicht bestehe. Es
liege daher keine entschiedene Sache vor. Die mit der Entscheidung des
Verwaltungsgerichts erledigte Sache sei, wenngleich nicht bek&dmpft, sei
keinesfalls unanfechtbar erledigt worden. Folglich koénnte keine ,neuerliche
Prafung” oder ein Verstold gegen das res-iudicata-Prinzip vorliegen. Die belangte
Behorde héatte einen Feststellungsbescheid erlassen missen Uber die Frage, ob
die Geréate im Hinblick auf die Bestimmungen des 8 55 Abs. 1 GSpG nicht
herauszugeben sei, sondern vielmehr nach den Bestimmungen des § 55 Abs. 2
GSpG zu verfahren sei. Uber diese Frage habe die belangte Behorde gerade nicht
entschieden. Darauf, dass im Beschwerdefall mit den gegenstandlichen Geraten
keine Ubertretung begangen wurde, komme es nicht an, weil es gemal § 55
Abs. 1 GSpG nicht darauf ankomme, welche konkreten Eingriffsgegenstande oder
aktuell bestraften Personen beteiligt sind, sondern es komme auf einen grél3eren
Personenkreis an. Im Ubrigen sei der Eigentiimer der Gegenstande nicht
verifiziert worden. Die A. Kft sei innerhalb der letzten finf Jahre jedenfalls wegen
einer Verwaltungsubertretung nach 8 52 Abs. 1 GSpG rechtskraftig bestraft
worden. Es handele sich um eine Scheinfirma, die wohl keinesfalls die
Herausgabevoraussetzung des 8 55 Abs. 1 GSpG erfullen kénnte. Schliel3lich
stelle sich die Frage, weshalb auch die Herausgabe des beschlagnahmten
Bargeldes erkannt worden sei, obwohl dieses gemé&R 8 55 Abs. 3 GSpG zur
Tilgung von allfalligen Abgabenforderungen des Bundes und sodann von offenen
Geldstrafen des wirtschaftlichen Eigentiimers der beschlagnahmten Gegenstande
zu verwenden sei. Der angefochtene Bescheid widerspreche der Rechtsprechung
zur Reichweite der Parteistellung nach 8 50 Abs. 5 GSpG sowie zum

Anhorungsrechts im Verfahren zur Erlassung eines Bescheides Uber die Riickgabe



von beschlagnahmten Gegenstanden geméall 8 50 Abs. 6 GSpG (wiederum
Hinweis Ra 2015/09/0103).

Die belangte Behorde hielt der Amtspartei entgegen, dass 8§ 55 Abs. 1 GSpG
auf den vorliegenden Sachverhalt keine Anwendung finde. Nach Rechtskraft des
Vorerkenntnisses vom 15.04.2019, insbesondere auch durch die Stattgebung der
dortigen Beschwerde mit Spruchpunkt Il hinsichtlich der gegenstédndlichen
Gerate, liege keine aktuelle Verwaltungsubertretung mehr vor. Eine solche sei
unerlassliche Voraussetzung fur die Anwendbarkeit des 8 55 Abs. 1 GSpG. Diese
Bestimmung sei unmissverstandlich formuliert. Auch 8 55 Abs. 2 GSpG spreche
von einem Zeitraum von drei Jahren ,nhach Rechtskraft der Bestrafung“. Eine
Bestrafung liege aber gegenstédndlich hinsichtlich der beiden Gerate nicht vor.
Folglich sei auch die Parteistellung der Abgabenbehérde zu verneinen, weil 8 50
Abs. 5 GSpG ebenso eine ,aktuelle® Verwaltungsubertretung bzw. ein mit
Strafverfigung oder Straferkenntnis abgeschlossenes Verwaltungsstrafverfahren
voraussetze. In Ermangelung der Anhangigkeit eines Verwaltungsstrafverfahrens
ware somit davon auszugehen, dass die Parteistellung der Abgabenbehdrde seit
Rechtskraft der Stattgebung der Beschwerden im Verwaltungsstrafverfahren
nicht langer vorliege. Es verbiete sich eine Betrachtung im Lichte des
Gesamtsachverhaltes mit anderen/weiteren Geréten, da im gegenstandlichen Fall
die Gerate in sich kontrar qualifiziert worden seien, wodurch eben nicht von

einem einheitlichen ,,Gesamtsachverhalt* ausgegangen werden kénne.

Der Beschwerde ist hinsichtlich Spruchpunkt Il.) des angefochtenen

Bescheides stattzugeben:

GemalR 8 50 Abs. 5 GSpG hat die Abgabenbehdrde in Verwaltungsverfahren
nach 88 52, 53 und 54 GSpG dann, wenn zu der Verwaltungsubertretung eine
von ihr stammende Anzeige vorliegt, Parteistellung und sie kann Beschwerde
gegen Bescheide sowie Einspruch gegen Strafverfigungen erheben (dazu etwa
VwGH 23.01.2017, Ra 2016/17/0281; 31.01.2018, Ra 2017/17/0861). Das
Finanzamt kann wegen der Bindungswirkung fur fortgesetzte Verfahren auch
aufhebende Bescheide bek&dmpfen (VwGH 22.08.2012, 2011/17/0323;
21.08.2014, 2011/17/0252; 19.11.2019, Ra 2019/09/0016).
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Die Abgabenbehorde hat nach dem zitierten § 50 Abs. 5 GSpG Parteistellung und
ein Beschwerderecht gegen samtliche in Bezug auf Verfahren nach 88 52, 53 und
54 GSpG dann ergehende Bescheide, ,,zu der Verwaltungstbertretung eine von
ihr stammende Anzeige vorliegt. Freilich ist es hierfur ausreichend, dass der
erhobene Vorwurf bzw. der |Inhalt der Anzeige bei Zutreffen eine
Verwaltungsubertretung  darstelit, d.h. darstellen  wirde. Ob eine
Verwaltungsubertretung tatsachlich vorliegt, ist im Verfahren, dem die
Amtspartei beizuziehen ist, zu klaren. Das gilt nicht nur fir das beh6rdliche
Verfahren, sondern auch fur das verwaltungsgerichtliche Verfahren. Die
Parteistellung ist aber nicht davon abhangig, ob am Ende tatsachlich auch eine
Verwaltungsubertretung (in jeder Hinsicht, etwa bezuglich aller von mehreren
Geraten usw.) vorliegt. Es reicht, dass denkmaoglich eine Verwaltungstbertretung

(doch) vorliegt.

Auch gemall § 8 AVG ergibt sich eine Parteistellung nicht alleine aus dem eng
gefassten Kriterium der tatsachlichen Rechtsverletzung sondern aus der
Rechtsverletzungsmaoglichkeit (vgl. VwSIlg 16.124 A/2003; VwGH 16.09.2008,
2008/11/0077). Ob eine solche vorliegt, wird in einem Verfahren gepruft, in dem

— unabhéngig vom endgultigen inhaltlichen Ergebnis — die Parteistellung besteht.

Eine von der Bezirksverwaltungsbehoérde oder von der Landespolizeidirektion
beabsichtigte Aufhebung einer Beschlagnahme oder die Einstellung eines
Strafverfahrens ist gemall § 50 Abs. 6 GSpG im Falle des Vorliegens einer
Anzeige einer Abgabenbehérde dieser zuvor unverziglich zur Stellungnahme zu

ubermitteln.

Die Parteistellung des Finanzamtes ist und war somit gegeben (VwGH
16.11.2011, 2011/17/0111; 06.09.2016, Ra 2015/09/0103 = VwsSIg
19.432 A/2016).

Spruchpunkt I1.) des angefochtenen Bescheides ist inhaltlich rechtswidrig und

hat ersatzlos zu entfallen.

Die Amtspartei wurde nun als Partei dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren
beigezogen und konnte sich umfassend aulern. Von ihrer

Beteiligungsmaoglichkeit hat sie auch Gebrauch gemacht. Damit ist auch ein
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allfalliger Verfahrensmangel im behordlichen Verfahren geheilt (siehe auch
sogleich zur Pruf- und Entscheidungszustandigkeit des Verwaltungsgerichts).
Durch das verwaltungsgerichtliche Verfahren ist nun den Anforderungen des § 50

Abs. 5 GSpG entsprochen worden.

Die Beschwerde ist im Ubrigen, namlich hinsichtlich Spruchpunkt 1.), als

unbegrundet — allerdings unter MaRgaben/Ergénzungen — abzuweisen:

Gegenstand eines Verwaltungsstrafverfahrens vor dem Verwaltungsgericht
ist nicht nur der angefochtene Bescheid (Beschlagnahmebescheid oder
Straferkenntnis) sondern die Verwaltungsstrafsache; das umfasst den gesamten
in der verwaltungsbehoérdlichen Entscheidung erfassten und erledigten

Sachverhalt (nach MaRgabe seiner Bekampfung durch die Beschwerde).

Das Verwaltungsgericht entscheidet im Rahmen des 8§50 VwGVG ,die
Angelegenheit, die von der Verwaltungsbehdrde zu entscheiden war* (VwGH
26.06.2014, Ro 2014/03/0063; 15.12.2014, Ro 2014/17/0121). Das
Verwaltungsgericht entscheidet sohin Uber die Verwaltungsstrafsache insgesamt
(Lewisch in Lewisch/Fister/Weilguni, VStG? § 44 VWGVG Rz 4; s. auch Fister in
Lewisch/Fister/Weilguni, VStG® § 50 VWGVG Rz 1). Das betrifft gegenstéandlich
gerade auch die Gerate, die mit dem Erkenntnis vom 15.04.2019 einer
Beurteilung unterzogen wurden (s. auch VwGH 16.11.2011, 2011/17/0111, zur
Sache des Rechtsmittelverfahrens nach Rechtsmittel des Finanzamtes gemali
8 50 Abs. 5 GSpG). Entgegen dem Vorbringen der Amtspartei wurde somit sehr

wohl Uber alle urspringlich vorlaufig beschlagnahmten Geréate abgesprochen.

Die Beschwerdeausfuhrungen mit Hinweis auf VwGH 29.05.2018,
Ra 2018/21/0060, zur grundsatzlichen Ermittlungs- und Begriundungspflicht
bezuglich ,Nichtfeststellungen“ sind zunachst grundsatzlich zutreffend. Im
Rahmen der Pruf- und Ermittlungspflicht der Verwaltungsgerichte ergibt sich —
unter anderem aus den Anforderungen hinsichtlich einer
Entscheidungsbegriindung und aus dem Amtswegigkeitsprinzip — eine
umfassende Ermittlungs- und Begrindungspflicht. Es ist damit in
Administrativverfahren — zumindest soweit keine Mitwirkungspflichten bestehen
— die Aussage, dass ein Sachverhaltselement/Tatbestandsmerkmal nicht

festgestellt werden kann, ungenugend, weil sie eben den Ermittlungs- und
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Begrundungspflichten (Ausschopfen von unbeschrankten Beweismitteln) nicht

genugt.

Allerdings ist zum einen zu bedenken, dass im Verwaltungsstrafverfahren
Zweifelsregeln zugunsten von Beschuldigten bestehen und ein Verfahren
einzustellen ist, wenn eine , Tat nicht erwiesen werden kann“ (845 Abs. 1 Z 1
VStG). Es wurde zum anderen mit dem Vorerkenntnis vom 15.04.2019, VGW-...,
rechtskraftig Uber die gegenstandlichen Geréate entschieden. Daran war auch die
belangte Behdrde im Rahmen des angefochtenen Bescheides gebunden.
Schlie3lich ist dem Beschwerdevorbringen auch entgegenzuhalten, dass die im
Erkenntnis vom 15.04.2019 ausgesprochene ,,Nichtfeststellung* bezuglich
8§52 Abs.1 GSpG eine rechtliche Beurteilung (iISd Verneinens der

TatbildmaRigkeit) darstellte und keine blol3e Sachverhaltsaussage.

Auf dem Boden der tragenden Grundsatze des Verfahrensrechts und der
Rechtssicherheit darf Uber in Rechtskraft erwachsene Entscheidungen
(grundséatzlich) nicht mehr in merito entschieden werden. Mit der Rechtskraft
ist die Wirkung verbunden, dass die mit der Entscheidung unanfechtbar und
unwiderruflich erledigte Sache nicht neuerlich entschieden werden kann
(Wiederholungsverbot). Einer nochmaligen Entscheidung steht das
Prozesshindernis der entschiedenen Sache (res iudicata) entgegen (VwGH
24.03.2015, Ra 2015/09/0011; 19.12.2017, Ra 2017/16/0165; 08.08.2018,
Ra 2017/04/0112; 09.08.2018, Ra 2018/22/0078).

Das Verwaltungsgericht kann nun nicht eine andere Beurteilung des
Beschwerdesachverhaltes — insbesondere in Bezug auf 8 53 Abs. 1 oder 8§ 52
Abs. 1 GSpG (bzw. im Detail auch iVvm 88 1, 2 und 4 GSpG) durchfuhren —, wenn
mit einer neuerlichen Prufung hinsichtlich der TatbestandsmaéaRigkeit nach dem
GSpG in eine rechtskraftige Entscheidung eingegriffen wurde  (zur
Bindungswirkung fur das fortgesetzte Verfahren etwa auch VwGH 22.08.2012,
2011/17/0323; 19.11.2019, Ra 2019/09/0016). Ob die unbekdmpfte bzw.
rechtskraftige Vorentscheidung des Verwaltungsgerichts rechtsrichtig war, ist
insofern ohne Bedeutung (VwGH 15.03.2018, Ra 2018/21/0011). Das
Beschlagnahmeverfahren ist — auch — hinsichtlich der gegenstédndlichen Geréate
endgliltig erledigt (VWGH 25.01.2018, Ra 2017/21/0185).
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Die beschwerdefihrende Amtspartei verkennt die Rechtslage, wenn sie eine
Bindung der belangten Behdorde an die Rechtsanschauung des
Verwaltungsgerichts (gemeint an das Vorerkenntnis vom 15.04.2019) verneint,
weil eine Bindung nach 8 28 Abs. 3 und 4 VwGVG nur bestehe, wenn die

Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides zuruickverwiesen werde.

Insbesondere ist hierzu Folgendes zu beachten: Hebt das Verwaltungsgericht
einen angefochtenen Bescheid auf, sind die Behdrden gemal § 28 Abs. 5 VWGVG
verpflichtet, in der betreffenden Rechtssache mit den ihnen zu Gebote stehenden
rechtlichen Mitteln unverzuglich den der Rechtsanschauung des

Verwaltungsgerichtes entsprechenden Rechtszustand herzustellen.

Eine ersatzlose Behebung eines Bescheid(-spruchs) ist eine Entscheidung in
der Sache selbst, welche eine neuerliche Entscheidung Uber den
Verfahrensgegenstand durch die Verwaltungsbehérde ausschlielt (VwGH
25.03.2015, Ro 2015/12/0003; 04.08.2016, Ra 2016/21/0162; 21.03.2018,
Ro 2018/18/0001).

Dies qilt freilich auch fur die Behebung eines selbstandigen Teiles eines
Spruchpunktes. Wenn also in einem GSpG-Beschlagnahme-Bescheid hinsichtlich
einzelner Geréate deren Anfuhrung entféllt, gilt der eben dargestellte Ausschluss

einer neuerlichen Entscheidung.

Eine Uberprifung des zitierten Vorerkenntnisses ware durch die nun
beschwerdefuhrende Amtspartei mittels Revision an den Verwaltungsgerichtshof
moglich gewesen, der Weg des nunmehrigen Feststellungsverfahrens ist nicht
geeignet, eine nochmalige Uberprifung der Beurteilung der gegenstandlichen

Gerate zu erwirken.

8 55 Abs. 1 GSpG regelt die ,Herausgabe beschlagnahmter Gegenstande®.
Diese Bestimmung geht von einer aktuellen Verwaltungsubertretung voraus (,,an
der Verwaltungsibertretung gemalR einer oder mehrerer Bestimmungen des § 52

Abs. 1* GSpG und ,,schon einmal wegen einer solchen Verwaltungsubertretung®).

Im Beschwerdefall wurde mit den nun dem angefochtenen Bescheid zugrunde

liegenden Geraten keine Ubertretung begangen. Es wurde zwar im
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Gesamtsachverhalt mit anderen/weiteren Geraten (zumindest) eine Ubertretung

des § 52 GSpG begangen, doch kommt es darauf nicht an.

Bei dem Rechtsinstitut der Beschlagnahme handelt es sich um eine Art
vorlaufiges Verfahren, das der zwangsweisen Entziehung der Gewahrsame an
einer Sache (Wegnahme) zum Zwecke ihrer Verwahrung dient. Das Wesen der
Beschlagnahme besteht darin, dass die freie Verfugungsgewalt tiber eine Sache
von dem (oder: den) Berechtigten auf die Behorde ubergeht (VWGH 14.12.1993,
93/14/0130; 26.02.2020, Ra 2019/09/0052).

Bei jeder Beschlagnahme handelt es sich also um eine vorlaufige MaRnahme der
Entziehung eines Gegenstandes aus der Verfugungsmacht eines Betroffenen mit
dem Zweck der Sicherung wahrend des Verfahrens daruber, was mit dem
Gegenstand endgultig zu geschehen hat (VwWGH 06.09.2016, Ra 2015/09/0103,
Rn. 28; 23.05.2019, Ra 2019/17/0053).

Der Zweck der vorlaufigen Beschlagnahme fallt mit Aufhebung des
Beschlagnahmebescheides und Einstellung des Verfahrens weg. Nach der
Sichtweise des Finanzamtes wiirde immer der Erstverdacht bestehen bleiben, es
wurde folglich eine vorlaufige Beschlagnahme nie enden und eine Herausgabe nie

zulassig sein.

Dem Beschwerdevorbringen ist in diesem Zusammenhang entgegenzuhalten,
dass die vorlaufige Beschlagnahme mit der (Teil-)Aufhebung bzw. Einstellung des
Verfahrens mit dem Erkenntnis vom 15.04.2019 fur die gegenstandlichen Gerate
hinféllig wurde. Der Zweck der Sicherung ist in dieser Konstellation weggefallen.
Vom Vorliegen eines hinreichend begrindeten Verdachtes kann gerade nicht
mehr gesprochen werden (VWGH 21.09.2018, Ra 2018/17/0132, zum Vorliegen

eines solchen Verdachtes als wesentliche Voraussetzung).

Eine Ausfolgung ist geboten, wenn kein Rechtsgrund (mehr) fur die
Aufrechterhaltung der Beschlagnahme besteht (VwWGH 03.07.2009,
2009/17/0065; 22.11.2017, Ra 2016/17/0304).

Eine Einziehung nach 8§ 54 GSpG ist von der Verwirklichung eines der objektiven

Tatbestdnde des § 52 Abs. 1 GSpG abhéangig (VwWGH 14.11.2013, 2013/17/0056;
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05.12.2013, 2013/17/0233; 07.03.2014, 2012/17/0503; 01.04.2014,
2013/17/0707). Wenn kein Tatbestand des 8§ 52 Abs. 1 GSpG vorliegt und ein
(selbststandiger) Verfall (8 17 [insb. Abs. 3] VStG) nicht verfigt werden darf, ist
die Einziehung unzulassig. Dann ist sowohl der Zweck der Sicherung des Verfalls
als auch jener der Sicherung der Einziehung weggefallen. Die Besonderheit des
Glucksspielrechts liegt gegentiber dem VStG darin, dass das GSpG in 8 55 eine
ausdruckliche Regelung Uber die Herausgabe beschlagnahmter Gegenstande, die
nicht eingezogen werden und die auch nicht gemall 8 17 Abs. 1 oder 2 VStG fur
verfallen erklart werden konnen, enthdalt. Solche Gegenstande sind nur dann
herauszugeben, ,wenn keiner der an der Verwaltungsubertretung gemafl einer
oder mehrerer Bestimmungen des 8§ 52 Abs. 1 [GSpG] Beteiligten (Veranstalter,
Inhaber) innerhalb der letzten funf Jahre (8§ 55 VStG) schon einmal wegen einer
solchen Verwaltungsubertretung bestraft worden ist“. Bezlglich der von dieser
Bestimmung erfassten, beschlagnahmten Gegenstande, die weder fur verfallen
erklart noch eingezogen wurden, und die nach dieser Bestimmung aber dennoch
nicht herausgegeben werden sollen, geht das Gesetz daher offensichtlich von
einer aufrechten, weiterhin gultigen Beschlagnahme aus, die erst durch eine
spatere Herausgabe der Gegenstande oder aber durch den in 8 55 Abs. 2 GSpG

normierten Eigentumsiibergang zu Gunsten des Bundes beendet wird.

In 8§ 55 Abs. 1 GSpG ist von ,der Verwaltungsubertretung geméafl einer oder
mehrerer Bestimmungen des 8 52 Abs. 1* die Rede. Im Fall, dass keine solche
Verwaltungsubertretung (aktuell) vorliegt, ist die Einschrankung der Herausgabe
nach 8 55 Abs. 1 GSpG nicht gegeben. Dass es auf den aktuellen Fall und die
konkret betroffenen Gerate ankommt, zeigt der Wortlaut des 8 55 Abs. 1 GSpG
(Gegenuberstellung von verschiedenen Ubertretungen: »an der
Verwaltungsubertretung [...] schon einmal wegen einer solchen
Verwaltungsubertretung“). Beschlagnahmte Gegenstdnde sind herauszugeben,
wenn kein Zweifel daran besteht, dass die sichernde MalRnahme der
Beschlagnahme mit dem Wegfall ihres Sicherungszwecks weggefallen ist (aus
Rechtschutzgrinden kann hiertiber auch ein Feststellungsbescheid ergehen;
VWGH 06.09.2016, Ra 2015/09/0103 = VwSIg 19.432 A/2016).

Im Beschwerdefall ist der Sicherungszweck bezuglich der gegenstandlichen
Gerate weggefallen und eine Herausgabe geboten. Es wurde mit dem Erkenntnis

vom 15.04.2019 rechtskraftig entschieden, dass mit den gegenstédndlichen
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Geraten keine Ubertretung iSd 8§ 52 Abs. 1 GSpG begangen wurde. Es wurden
damit keine Ausspielungen veranstaltet. Hinsichtlich dieser Gerate erfolgte keine
Bestrafung gemald dieser Bestimmung. Auch aus 8 55 Abs. 1 GSpG lasst sich

somit fur die Beschwerdekonstellation kein Herausgabehindernis ableiten.

Nach der Logik der Beschwerde miusste der zunachst bzw. vorlaufig ausreichende
Verdacht einer Ubertretung iSd 8§52 Abs.1 GSpG fiur eine vorlaufige
Beschlagnahme far immer aufrecht bleiben, weil nach dem
Beschwerdevorbringen immer blo3 tUber den (spateren) Beschlagnahme- und
Einziehungsbescheid entschieden wirde (die Beschwerdekonstellation stellt sich
tatséchlich als Regelfall dar, der im Sinne der eben dargestellten Systematik auf
den Sicherungszweck gepruft wurde). Dass die Voraussetzungen der vorlaufigen
Beschlagnahme urspriinglich vorgelegen sind, ist insofern unbeachtlich, als im
Rechtsweg bei der Prufung eines Beschlagnahmebescheides nicht nur zu prufen,
ob der Verdacht iSd 8 53 Abs. 1 GSpG im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheids
bestanden hat, sondern daruber hinaus auch, ob der Verdacht im Zeitpunkt der
Erlassung der Rechtsmittelentscheidung noch besteht. Es sind dabei
insbesondere allféllige in der Zwischenzeit gewonnene Erkenntnisse zu
berucksichtigen und es ist auf Einwande der Parteien einzugehen (vgl. VwGH
15.01.2014, 2012/17/0586). Aufgrund der hoéheren Pruftiefe, namlich ob eine
tatsachliche Ubertretung statt (nur) des Verdachts einer solchen vorliegt, trifft
die beschwerdefihrende Amtspartei hier einen umgekehrten Groéf3enschluss.
Tatsachlich hat aber der Bescheid und dessen Aufhebung durch das
Verwaltungsgericht auch fur die vorlaufige Beschlagnahme Wirkung. Die
Bindungswirkung der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung richtet sich im
Ubrigen nach dessen normativen Ausspruch. Die Begriindungstiefe oder
vermeintliche Ermittlungslicken durchbrechen diese Wirkung nicht. Die
Bekdmpfbarkeit einer verwaltungsgerichtlichen Entscheidung ist ebenso
unbeachtlich. Im Beschwerdefall wurde eine rechtskraftige, nicht vor den
Hochstgerichten bekampfte Entscheidung getroffen, die im fortgesetzten
Verfahren Bindungswirkung entfaltete. Wieso eine Revision an den VwGH oder
eine Beschwerde an den VIGH bei vermeintlich derart krassen Mangeln

unterlassen wurde, kann aufgrund der dargestellten Rechtslage dahinstehen.

Abschliel3end ist festzuhalten, dass das Eigentum der A. Kft nie strittig war und

im Vorverfahren von deren Vertretung diese Gesellschaft als Eigentimerin,
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Betreiberin und Veranstalterin der Eingriffsgegenstande bekanntgegeben wurde.
Grinde an der Rechtsstellung zu zweifeln, sind keine hervorgekommen.
Schliel3lich ist festzuhalten, dass die grundsatzliche Entscheidung uUber die

Herausgabe von Gegenstanden dingliche Wirkung hat.

Der mit der Stellungnahme vom 18.12.2019 gestellte Antrag der
beschwerdefihrenden Amtspartei wurde dem Grunde nach von der belangten
Behotrde erledigt. Inhaltlich meinte die Amtspartei offenkundig eine negative
Entscheidung Uber die Herausgabe. Die mit dem angefochtenen Bescheid
getroffene Feststellung ist aber inhaltlich zutreffend und im Ergebnis grundsazlich

rechtmé&iig ergangen.

Mit dem angefochtenen Bescheid bzw. dessen Spruchpunkt I.) wurde nur Uber
das (mittlerweilige Nicht-)Vorliegen der Voraussetzungen fur die vorlaufige
Beschlagnahme gemald 8§ 53 GSpG abgesprochen, nicht aber Uber die Folgefrage
der Herausgabe nach 855 GSpG. Es ist daher nun im Rahmen einer
Mal3gabebestatigung Spruchpunkt I.) (auch) entsprechend § 55 Abs. 1 GSpG im
Sinne der gebotenen Herausgabe zu erganzen (zum Umfang des
Feststellungsbescheides nochmals VwWGH 06.09.2016, Ra 2015/09/0103 = VwsSlIg
19.432 A/2016).

Wie der VwWGH bereits ausgesprochen hat, erfasst die Beschlagnahme geman
8 53 GSpG das Glucksspielgerat samt seinem Inhalt, somit auch das darin
befindliche Geld (VwGH 26.05.2014, 2012/17/0468; 21.12.2016,
Ra 2015/17/0143). Geld, das sich in beschlagnahmten Gegenstanden befindet,
ist gemall 855 Abs.3 GSpG zunachst zur Tilgung von allfalligen
Abgabenforderungen des Bundes und sodann von offenen Geldstrafen des
wirtschaftlichen Eigentimers der beschlagnahmten Gegenstande zu verwenden,
ansonsten auszufolgen. Mit dieser Bestimmung wird klargestellt, dass das Geld in
beschlagnahmten Gegenstdnden (in der Regel Glicksspielautomaten oder VLTS)
zunachst far fallige Abgabenschuldigkeiten des wirtschaftlichen Eigentimers
(Betreibers) und dann fur Geldstrafen desselben zu verwenden ist. Erst danach
verbleibendes Geld wird zurickgegeben (ErlautRV 658 der Beilagen XXIV. GP,
S. 9). Dieses Regelungssystem (zumindest fur Geldstrafen) besteht seit der
Stammfassung des GSpG und wurde zwischenzeitlich lediglich aus

sprachlichen/redaktionellen Grunden geéndert (ErlautRV 981 der Beilagen
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XXIV. GP, S. 148 sowie zur Stammfassung BGBI. 620/1989 ErlautRV 1067 der
Beilagen XVII. GP, S. 23).

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde festgestellt, dass auch hinsichtlich des
allenfalls in der ungetffneten Kassenlade enthaltenen Bargeldes die
Voraussetzungen einer vorlaufigen Beschlagnahme nicht mehr vorliegen. Dies
trifft grundséatzlich zu, wobei eben aus 8§ 55 Abs. 3 GSpG, anders als fur die

Eingriffsgegenstande eine andere Herausgaberegelung besteht.

Es ist somit auch wenn grundsatzlich ein (eben nur subsidiarer)
Herausgabeanspruch auf das Geld besteht, zundchst eine Anrechnung auf
Abgabenforderungen des Bundes und sodann auf offene Geldstrafen des
wirtschaftlichen Eigentimers der Gegenstande durchzufihren. Dabei ist
zu beachten, dass die A. Kft gemall 89 Abs. 7 VStG fiur mehrere offene
Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen und jeweilige
Verfahrenskosten ihrer Organe haftet. In der Vergangenheit gab es eine Vielzahl
von Verfahren gegen Verantwortliche iSd 8 9 VStG, in denen rechtskraftige
Haftungsausspriiche der A. Kft getatigt wurden. Die Aufrechnung des in der
ungeodffneten Kassenlade befindlichen Bargeldes mit Abgabenforderungen des
Bundes und sodann von offenen Geldstrafen/Haftungsbetragen iSd 8 9 Abs. 7

VStG der A. Kft hat die Beh6rde vor der tatsdchlichen Ausfolgung vorzunehmen.

Im Rahmen der Sachentscheidungspflicht/-befugnis des 8 50 VwGVG war daher
der entsprechende Teil des angefochtenen Bescheides (Spruchpunkt 1.)) unter
(auch inhaltlicher) Beiziehung/Verfahrensbeteiligung der Amtspartei
grundsatzlich zu bestatigen, wobei die bereits angesprochenen
Spruchkorrekturen (eben bezuglich 8 55 Abs. 1 und 3 GSpG) vorzunehmen

waren.

Diese Entscheidung konnte ohne Durchfuhrung einer muindlichen Verhandlung
getroffen werden. Es stellten sich ausschliel3lich Rechtsfragen. Sowohl mit der
Beschwerde als auch mit den erganzenden Schriftsatzen der Amtspartei und der
belangten Behodrde wurden nur Rechtsfragen aufgeworfen, aber keine neuen
Sachverhaltselemente vorgebracht, die im Rahmen der Prif- und
Entscheidungsbefugnis des Verwaltungsgerichtes aufzugreifen gewesen waren

(siehe oben insbesondere zur Bindungswirkung des Vorerkenntnisses).
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Gegenstandlich stellen sich ausschliellich Rechtsfragen bezuglich eines
Feststellungsbegehrens infolge eines rechtskraftigen Vorerkenntnisses, mit dem
auch bindend die nun maRgebliche Sachlage festgestellt wurde. Im Verfahren zu
diesem Vorerkenntnis wurde am 12.03.2019 eine mundliche Verhandlung
durchgefuhrt. Eine mundliche Erorterung lasst nun auch aufgrund der
Bindungswirkung an dieses Vorerkenntnis eine weitere Klarung der
Beschwerdesache von vornherein nicht erwarten (8 44 Abs. 4 VwGVG; siehe
auch oben zum Umfang der gegenstidndlichen Priufbefugnis). Es wurde
schriftliches Parteiengehor eingeraumt und dabei die (vorlaufige) Rechtsansicht
des Verwaltungsgerichts sowie die konkreten Themen, von denen die L6sung der
entscheidungsrelevanten Rechtsfragen abhangt, offengelegt; hierzu langten auch

Ruckmeldungen der Parteien ein.

Die ordentliche Revision ist nicht zulassig, weil keine Rechtsfrage im Sinne des
Art. 133 Abs. 4 B-VG zu beurteilen war, der grundsatzliche Bedeutung zukommt.
Es besteht Rechtsprechung zur Frage der Parteistellung und Beteiligung der
Amtspartei nach § 50 Abs. 5 und 6 GSpG sowie zu den Voraussetzungen einer
Beschlagnahme (8 53 GSpG) und zur Herausgabe beschlagnahmter Gegenstéande
(8 55 GSpG) sowie schlief’lich zur Bindungswirkung von verwaltungsgerichtlichen
Entscheidungen und zum Prifumfang der Verwaltungsgerichte. Diese
Rechtsprechung ist jeweils nicht uneinheitlich. Von der jeweils zitierten
Rechtsprechung weicht die gegenstandliche Entscheidung auch nicht ab. Eine
weitere Klarung der — ohnehin klaren und geklarten — Rechtslage durch den

Verwaltungsgerichtshof ist nicht erforderlich.

Belehrung

Gegen dieses Erkenntnis besteht die Moglichkeit der Erhebung einer Beschwerde
beim Verfassungsgerichtshof und/oder einer auf3erordentlichen Revision beim
Verwaltungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist innerhalb von sechs
Wochen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch eine bevollméchtigte
Rechtsanwaltin bzw. einen bevollméachtigten Rechtsanwalt abzufassen und ist die
Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und die aulRerordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof beim Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Fur die
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Beschwerde bzw. die Revision ist eine Eingabengebuhr von je EUR 240,— beim

Finanzamt fur Gebuhren, Verkehrssteuern und Glicksspiel zu entrichten.

Es besteht die Moglichkeit, Verfahrenshilfe fur das Verfahren vor dem

Verwaltungsgerichtshof bzw. Verfassungsgerichtshof zu beantragen.

Einer juristischen Person oder einem sonstigen parteifahigen Gebilde ist die
Verfahrenshilfe zu bewilligen, wenn die zur Fuhrung des Verfahrens
erforderlichen Mittel weder von ihr (ihm) noch von den an der Fuhrung des
Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht werden konnen und die
beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar

mutwillig oder aussichtslos erscheint.

Der Antrag auf Verfahrenshilfe ist fur ein Beschwerdeverfahren vor dem
Verfassungsgerichtshof unmittelbar beim Verfassungsgerichtshof einzubringen.
Fur ein aul3erordentliches Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist
der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Dies in beiden
Fallen jeweils innerhalb der oben genannten sechswdchigen Beschwerde- bzw.

Revisionsfrist.

Ferner besteht die Moglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und
die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat
ausdrucklich zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem
Verwaltungsgericht, bei einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der
Entscheidung dem Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem
Verfassungsgerichtshof schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklaren.
Der Verzicht hat zur Folge, dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr
zulassig ist. Wurde der Verzicht nicht von einem berufsmé&iigen Parteienvertreter
oder im Beisein eines solchen abgegeben, so kann er binnen drei Tagen

schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden.

Verwaltungsgericht Wien

Dr. Koéhler
Richter



	Auf dem Boden der tragenden Grundsätze des Verfahrensrechts und der Rechtssicherheit darf über in Rechtskraft erwachsene Entscheidungen (grundsätzlich) nicht mehr in merito entschieden werden. Mit der Rechtskraft ist die Wirkung verbunden, dass die mit der Entscheidung unanfechtbar und unwiderruflich erledigte Sache nicht neuerlich entschieden werden kann (Wiederholungsverbot). Einer nochmaligen Entscheidung steht das Prozesshindernis der entschiedenen Sache (res iudicata) entgegen (VwGH 24.03.2015, Ra 2015/09/0011; 19.12.2017, Ra 2017/16/0165; 08.08.2018, Ra 2017/04/0112; 09.08.2018, Ra 2018/22/0078).
	Im Beschwerdefall wurde mit den nun dem angefochtenen Bescheid zugrunde liegenden Geräten keine Übertretung begangen. Es wurde zwar im Gesamtsachverhalt mit anderen/weiteren Geräten (zumindest) eine Übertretung des § 52 GSpG begangen, doch kommt es darauf nicht an.


